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Wir gratulieren 
zum Namenstag 

Morgen Sonntag kann Fürst 
Hans-Adam II. von Liechtenstein 
seinen Namenstag feiern. Wir gra
tulieren ihm zum Namenstagsfest, 
das e r  zusammen mit einer Reihe 
von Landesbürgern feiern kann, die 
den gleichen Namen tragen. Der  
Namenstag weist auf den Gedenk
tag jenes Heiligen hin, auf dessen 
Namen ein Mensch getauft wurde. 
In der heutigen Zeit  allerdings 
schwindet die Bedeutung des Na
menstages, weil nicht mehr alle 
«modernen» Namen ü b e r - e i n e n  
Schutzpatron im Himmel verfügen. 

Keine Beschränkung des Staatsoberhauptes auf Repräsentation 
Nachhaltige Wirkung der Thronrede von Fürst Hans-Adam II. zur Landtagseröffnung - Regierung und Landtag sind jetzt gefordert 

(G. M.) - Die Thronrede von Fürst 
Hans-Adam II. löste zweifellos Überra
schung bei den Politikern, aber auch im 
Volk, aus. Als bemerkenswerte Äusse
rungen wurden die Nachbearbeitung der 
Staatskrise vom vergangenen Oktober 
sowie die Anregungen für ein Verfahren 
zur Abschaffung der Monarchie regi
striert. Der Fürst verfügt nach seinen 
Worten bereits über eine neue Verfas
sung bzw. über einen Entwurf für Ver
fassungsänderungen, während jene Poli
tiker, die bereits am 28. Oktober von der 
Notwendigkeit von Verfassungsänderun
gen sprachen, noch mit leeren Händen 
dastehen. Regierung und Landtag sind 
jetzt gefordert, möglichst rasch ihre Vor
stellungen in dieser Angelegenheit zu 
artikulieren. 

Fürst Hans-Adam II. gab dem neuge
wählten Landtag mit aller Deutlichkeit 
zu verstehen, dass er seine Rolle als 
Staatsoberhaupt nicht als Repräsenta
tionsfigur an der Spitze des Staates sieht, 
sondern dass er weiterhin gewillt ist, die 
Politik des Landes, insbesondere die 
Aussenpolitik, aktiv zu gestalten oder 
mitzugestalten. Nachdem er  frühere 
Thronreden den aussenpolitischen Per
spektiven gewidmet hatte, nahm er  dies
mal die Problematik der Verfassungsre
vision auf, die während der Staatskrise 
vom 28. Oktober und teilweise auch in 
den Wahlprogrammen der  Parteien eine 
Rolle spielte. 

Neue Medienordnung liegt vor 
Interview mit Regierungsrat Wilfried Büchel über Mediengesetz 

(G.M.) - Das neue Radio- und Fern
sehgesetz ist in die Vernehmlassung 
gegeben worden. Nach Auffassung 
von Regierungsrat Wilfried Büchel, 
der diese Arbeit noch vor seinem Aus
scheiden aus der Regierung beendete, 
bildet die liberale, freiheitliche 
Grundordnung die Richtschnur für 
den Gesetzesentwurf. Das Interview 
mit Regierungsrat Büchel ist auf Seite 
3 der heutigen Ausgabe zu finden. 

Medienpolitik war in den vergange
nen Jahren immer wieder der Anlass 
für heftige Auseinandersetzungen in 
Regierung und Landtag über die Aus
gestaltung der künftigen Medienord
nung, was letztlich zu grossen zeitli
chen Verzögerungen führte. Regie
rungsrat Wilfried Büchel erklärt im 
Interview, dass im vorliegenden Ent
wurf die in diesen Diskussionen ent
wickelten Vorstellungen verarbeitet 
worden seien. Freilich sei dies keine 
einfache Aufgabe gewesen, da in ver
schiedenen Bereichen sich widerspre
chende Vorstellungen vorgetragen 
worden seien. 

Die Arbeit wurde nun mit dem Ent
wurf für ein neues Radio- und Fern
sehgesetz abgeschlossen. «Mein Nach
folger wird im Medienbereich ein gut 
bestelltes Haus vorfinden», meinte 
Regierungsrat Büchel, «der vorliegen
de Entwurf ist eine ausgezeichnete 
Grundlage, mit der man zielgerichtet 
arbeiten kann.» 

Im Interview geht der  Ressortinha
ber für Verkehr und Medien auch auf 
die Radiofrage ein und erklärt zur 
Problematik der Finanzierung, dass e r  
sich einen Zuschuss aus dem Medien
fonds für ein privates Radio durchaus 
vorstellen könnte, ohne der neuen Re
gierung in diesem Bereich vorgreifen 
zu wollen: «Der Medienfonds hat nun
mehr diesen Vermögensstand - insge
samt 3 Millionen Franken - erreicht, 
so dass der Überschuss aus den Ge
bühren in die ordentliche Rechnung 
fliesst. Ich könnte mir auch vorstellen, 
dass ein Teil der  Gebühren einem 
zukünftigen Veranstalter von Radio
programmen ausgeschüttet wird, da  
dieser verschiedene gemeinwirtschaft
liche Leistungen erbringt.» 

Vertrauen darf keine Einbahnstrasse 
sein 

Mit der Thronrede des Fürsten wur
den wieder einige Elemente an die 
Oberfläche geholt, die während der Aus
einandersetzungen zwischen Regierung 
und Staatsoberhaupt im vergangenen 
Jahr im Zentrum standen. Wichtigste 
Stichworte waren damals das Notverord
nungsrecht des Fürsten, die Weisungsbe
fugnisse des Fürsten an die Regierung, 
die Konsequenzen aus der Weigerung 
der Regierung, bei Nichtbefolgung der 
fürstlichen Anordnung zurückzutreten. 
Weil praktisch in letzter Minute ein 
Kompromiss erzielt werden konnte, der 
die Beilegung de r  Staats- und Regie
rungskrise ermöglichte, wurde die Kon
frontation auf eine andere Ebene verla
gert. Zurück aber blieb die Forderung, 
die mit absolutistischen Elementen ver
sehene Verfassung in bezug auf die 
Rechte des Staatsoberhauptes müsse ab
geändert werden. Schon damals aber  
gab Fürst Hans-Adam II. deutlich zu 
verstehen, dass e r  ganz bestimmte Vor
stellungen von de r  künftigen Vorgangs
weise in dieser Richtung habe: «Wenn 
der Regierungschef und der Landtags
präsident unmittelbar nach der Erzie
lung des Kompromisses erklären, dass 
nun eine Verfassungsrevision notwendig 
ist, so halte ich das für die falsche Vorge
hensweise.» 

Andeutungen in den Wahlprogrammen 
In den Wahlprogrammen, die wenige 

Wochen nach dieser Staats- und Regie
rungskrise in den Druck gingen, ist die 
Frage nach den Verfassungsänderungen 
sehr unterschiedlich angegangen wor
den. Die VU, dessen damaliger Spitzen
kandidat, Regierungschef Hans Brun
hart, schwer angeschlagen ' aus dieser 
Krise hervorging und mit d e m  Rück
trittsersuchen des Fürsten zurechtzu
kommen hatte, rang sich - wie durch
wegs in ihrem Wahlprogramm - nur  zu 
allgemeinen Erklärungen durch, wie 
etwa: «Wir bekennen uns zu unserer 
monarchisch- demokratischen Staats
form und vertrauen auf das Fürstenhaus 
als Garant unseres Staatswesens». 

Die FBP machte ebenfalls ihr Be
kenntnis zur heutigen Staatsform gel
tend, hielt sich jedoch weitgehend von 
konkreten Forderungen nach Änderun
gen zurück. De r  Hinweis, dass die F B P  
sich am «Gleichgewicht zwischen dem 
monarchischen und dem demokrati
schen Element» orientieren werde, liess 
aber erkennen, dass die notwendigen 
Schlüsse aus der  Konfrontation zwischen 
Fürst und Regierung im Zusammenhang 
mit dem EWR-Abstimmungstermin so
wie mit der  Beamtenbestellung und mit 
der  Sanktion der  veröffentlichten Geset
ze gezogen worden waren. Wie nun auch 
Fürst Hans-Adam II. in seiner Thronre
de betonte, das FBP-Wahlprogramm, 
dass die «Staatsgewalt im Fürsten wie im 
Volk verankert» sei - und  beide Seiten 
die ihnen in der  Verfassung zugewiesene 
Stellung hätten. Der Hinweis, dass man  

Grosser Jahrmarkt in Schaan 
A m  Samstag und Sonntag mit Dorf- und Kinderfest 

Die Gemeinde Schaan steht dieses Wochenende ganz im Zeichen des traditionellen 
Jahrmarkts. Entlang der für  den Verkehr gesperrten Landstrasse zwischen dem St. Pe
ter und dem Lindenplatz laden rund 100 Marktstände sowie diverse Vergnügungsbe
triebe zum Verweilen ein. A m  Sonntag zwischen 11 und 16 Uhr gelangt zudem erneut 
ein Kinderfest mit vielen Spielen und Attraktionen zur Durchführung. (Archivbild) 

Sorgen über die Ausgestaltung unserer Aussenbeziehungen 
Informationsmangel über die Verhandlungen mit der Schweiz über den Zollvertrag - Stellungnahme des Überparteilichen Bürgerkomitees 

(G. M. - In der Bevölkerung Liechten
steins herrscht gegenwärtig offensicht
lich ein Informationsmangel über den 
Verlauf der Vorverhandlungen und über 
die Aufnahme von Verhandlungen mit 
der Schweiz über den Zollvertrag. Das 
Überparteiliche Bürgerkomitee, das sich 
im Vorfeld der EWR-Abstimmung klar 
für einen Gleichschritt mit der Schweiz 
ausgesprochen hat, drückt in einer Stel
lungnahme (siehe Beitrag im Innem der 
heutigen Ausgabe) seine Sorge über die 
Aussen- und Informationspolitik aus. 

Solange die EWR-Problematik in un
serem Land im Räume steht, solange 
schon gibt es in der  Öffentlichkeit und 
auch im Landtag Klagen wegen unzurei
chender Informationspolitik. Nach dem 

EWR-Ja Liechtensteins und der  schwei
zerischen Ablehnung ergab sich die Aus
gangssituation, dass der  Zollvertrag mit 
der Schweiz geändert werden muss, so
fern Liechtenstein an beiden Wirt
schaftsräumen teilhaben möchte. Entge
gen den Beteuerungen vor den  Wahlen, 
dass Liechtenstein vor grossen aussen
politischen Herausforderungen stehe, 
zeigte sich die V U  in den Koalitionsver
handlungen vom zeitlichen Verzug in 
dieser eminent wichtigen Frage wenig 
beeindruckt. 

Z u  den verschiedenen Stimmen, die 
sich zur Änderung des Zollvertrages in 
den letzten Monaten geäussert haben, 
kommt nun eine Stellungnahme des 
Überparteilichen Bürgerkomitees für 

ein lebensfähiges Liechtenstein, das sei
ner Sorge über die Aussenpolitik, insbe
sondere in den Beziehungen zur 
Schweiz, Ausdruck gibt. «Wir befinden 
uns in der  Ausgestaltung unserer Aus
senpolitik in einer sehr gefährlichen 
Lage», schreibt das Komitee und fordert 
von de r  Regierung eine «klare Spräche». 

Das Komitee kritisiert in diesem Zusam
menhang, dass die Fortsetzung der  posi
tiven Partnerschaft mit der Schweiz 
«durch eine unsorgfältige Pflege der  
nachbarschaftlichen Beziehungen ge
fährdet» werde. 

Demgegenüber hatte die Industrie-
und Handelskammer vor kurzem ein po
sitives Bild über die exploratorischen 

«in Harmonie mit unserem Fürsten» le
ben wolle, bedeutete nach den Ereignis
sen mehr als nur ein verbales Zugeständ
nis. 

Politiker sind nun gefordert 
Wesentlich konkreter als die beiden 

traditionellen Parteien, die sich gemäss 
einer Aufforderung des Fürsten de r  Ver
fassungsdiskussion im Verlaufe des 
Wahlkampfes weitgehend enthielten, 
formulierte die Freie Liste ihre Forde
rungen in bezug auf das Notverord
nungsrecht, auf das. Sanktionsrecht bei 
Gesetzen sowie auf weitere Prärogativen 
des Staatsoberhauptes. Alle drei Partei
en, die nun im Landtag vertreten sind, 
wurden durch die Thronrede des Lan-
desfürsten aufgefordert, ihre Vorstellun
gen über die Verfassungsänderung zu ar
tikulieren. 

Fürst Hans-Adam II. hat seine Vor
stellungen über die Stellung des Staats
oberhauptes als aktiver Souverän be
kanntgegeben. E r  deutete auch Lösun
gen im Zusammenhang mit dem Sank
tionsrecht und mit der Beamtenbestel
lung an. Hingegen fehlten in seinen Aus
führungen jene Elemente, die Relikte 
de r  absolutistischen Zeit sind, wie etwa 
das unumschränkte Notverordnungs
recht oder  das Niederschlagungsrecht 
bei Gerichtsverfahren. Die Politiker 
sind, wie schon erwähnt, aufgefordert 
ihre Vorstellungen einzubringen, damit 
eine echte Diskussion über die Verfas
sungsrevision entstehen kann. 

352 845 Personen 
in Vorarlberg 

Bregenz (VLK) - Ende März 1993 
wohnten in Vorarlberg 352 845 Perso
nen, um genau 587 mehr als zur Jahres
wende 1992/93. Der  Geburtenüber-
schuss betrug 500 Lebendgeborene. Wie 
die Landesstelle für Statistik meldet, hat  
sich die Zuwanderung auf einem sehr 
niedrigen Niveau eingependelt. 

Die  Zahl der  Österreicher stieg im er
sten Quartal 1993 um 133 Personen. Bei 
einem Geburtenüberschuss von rund 
300 Lebendgeborenen mit österreichi
scher Staatszugehörigkeit sind etwa 160 
Personen in diesem Zeitraum aus Vor
arlberg weggezogen. 

Die starke Zunahme von Ausländem, 
die noch vor einem Jahr die Bevölke
rungsentwicklung in Vorarlberg prägte, 
ist eher zum Stillstand gekommen. Von 
den 352 845 Einwohnern waren am 
31. März 1993 rund 15 Prozent Auslän
der. Waren es zur Jahreswende 1992/93 
noch 52 806, ist diese Zahl mit Ende des 
ersten Quartals um lediglich 454 auf 
52 260 Personen gestiegen. 

R E N O M M I E R T E S T E N  

Gespräche mit der Schweiz gezeichnet. 
Nach diesen Angaben sind für wichtige 
Fragen bereits Lösungsansätze gefunden 
worden, die für die eigentlichen Ver
handlungen vorliegen. Allerdings räum
te auch Regierungschef Hans Brunhart  
vor dem Europa-Symposium ein, dass 
die Problemlösung nicht einfach sei. 

«Die daraus entstandenen Probleme», 
fasst Ständerat Paul Gemperli die unter
schiedlichen Abstimmungsergebnisse 
zusammen, «wurden vermutlich in ihrer 
Tragweite nicht richtig eingeschätzt». 

Die Stellungnahme'des Überparteili
chen Bürgerkomitees für  ein lebensfähi
ges Liechtenstein finden Sie a u f  Seite 5 
der heutigen Ausgabe. 
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